ERSATZERKLÄRUNG
(Art. 46 des D.P.R. 445 vom 28. Dezember 2000)
Der/die Unterfertigte ............................................... geboren in 
____________________, am und wohnhaft in 	, Straße
____________________, Nr. 	, Steuernummer
_____________________, im Sinne der Artikel 46 und 47 des D.P.R. vom 28.
Dezember 2000, Nr. 445, im Bewusstsein der strafrechtlichen Folgen gem. Art. 76 dieses D.P. R. im Falle von Falschaussagen oder bei Vorlage und Verwendung von gefälschten Unterlagen oder von Unterlagen mit falschen Angaben;
ERKLÄRT
a) seine Teilnahme:
· im eigenen Namen;
· im Namen anderer natürlicher Personen (dazu wird neben dieser Erklärung des Vertretenen die beglaubigte Sondervollmacht im Original beigeschlossen); 
·  im Namen einer noch zu nennenden Person;
·  im Namen des Unternehmens	Einzelunternehmen/Gesellschaft/Einrichtung/Stiftung
	mit Sitz in		Straße
	 Nr.		, 	Steuernr./UID-Nr.
	eingeschrieben im Firmenregister
der Handels-, Industrie-, Handwerks- und Landwirtschaftskammer von 	mit Nummer 	seit
	als	, ausgestattet mit den vorgeschriebenen Vertretungsbefugnissen (dazu werden die Unterlagen zum Nachweis der gesetzlichen Vertretung sowie - soweit vorgeschrieben - der Beschluss zur Anschaffung des ausschreibungsgegenständlichen Gutes des zuständigen Organs beigeschlossen);
b) kein Berufsverbot zu haben und nicht arbeitsunfähig oder bankrott zu sein und dass keine Verfahren gegen ihn bezüglich Insolvenz oder Einstellung der Geschäftstätigkeit anhängig sind, unbeschadet der Bestimmungen gem. Art. 186-bis des R.D. Nr. 267/1942, geändert durch den Art. 33, Absatz 1, lit. h) des G.v.D. 83/2012;
c) dass sich das Einzelunternehmen / die Gesellschaft / Einrichtung / Vereinigung / Stiftung in keinem Konkursverfahren, in keiner Zwangsliquidation und in keinem Vergleichsverfahren befindet, ausgenommen die Fälle gem. Art. 186-bis des R.D. Nr. 267/1942, geändert durch den Art. 33 Abs. 1 lit. h) des G.v.D. 83/2012, und dass kein anderes Verfahren zur Erklärung der Insolvenz oder Einstellung der Geschäftstätigkeit gegen dieses anhängig ist und dass keine Verfahren zur Anwendung von Verwaltungsstrafen gem. G.v.D. 231/2001 anhängig sind;
ANLAGE 2

d) dass gegen ihn nicht die Nebenstrafe der Unfähigkeit zum Abschluss von Verträgen mit der öffentlichen Verwaltung oder die Strafe des Verbotes, Verträge mit der öffentlichen Verwaltung abzuschließen, verhängt wurden; 





e) nicht nachweislich gegen die Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben gemäß der italienischen Gesetzgebung oder eines anderen Staates verstoßen zu haben;
f) keinen Verfahren zu unterliegen, welche im Sinne der gültigen Gesetzgebung die Anwendung von vorbeugenden Maßnahmen, zivilrechtlichen Aussprüchen und Verwaltungsmaßnahmen mit Eintragung ins Strafregister betreffen;
g) von keinem gegen sich gerichteten Strafverfahren unterrichtet zu sein;
h) dass ihr/ihm gegenüber keine Verbots-, Unterbrechungs- oder Verwirkungsgründe gem. Art. 67 des G.v.D. Nr. 159 vom 06.09.2011 vorliegen (ist der Bieter eine Gesellschaft, muss die Eigenerklärung vom gesetzlichen Vertreter und von allen Geschäftsführern erstellt werden);
i) alle Dokumente in Bezug auf diese Versteigerungsbenachrichtigung gelesen, akzeptiert und als vollständig definiert betrachtet zu haben, und dass diese keine Interpretationen und / oder Erklärungen erfordern, die die Angebotslegung beeinträchtigen;
l) sich bewusst zu sein, dass der Vertrag nicht abgeschlossen werden kann, wenn die Unwahrheit des Inhalts der vorliegenden Erklärung festgestellt wird, oder, falls bereits unterzeichnet, dieser von der BBT rechtmäßig gem. Art. 1456 ZGB aufgelöst werden kann;
m)	folgende Zustellungsanschrift für jede etwaige Kommunikation zu wählen:
	Straße	, Tel.Nr.	, Fax-Nr.
	E-Mail:
[bookmark: _GoBack]Beigeschlossen wird die Kopie eines gültigen Personalausweises
Ort und Datum	der Erklärende	
